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Solaranlagen über Denkmalschutz
Energiethemen dominieren imLandrat derzeit dieDebatten. Dabei bilden sich auch ungewöhnliche Allianzen.

Yann Schlegel

Ein Abwägen sei es, sagte der
zuständige Regierungsrat Isaac
Reber. Ein Abwägen zur Frage:
BewahrtdieGesellschaft diege-
schützten Dorfkerne, oder darf
– nach liberalemAnsatz und im
SinnederEnergiewende–auf je-
des Dach eine Solaranlage ge-
baut werden?

Ein Graben tat sich auf im
Landrat.DiePositionenverscho-
ben sich gegenüber der Land-
ratsdebattevorzweiWochenum
180 Grad. Hatten die Bürgerli-
chendamalsmitHilfederMitte/
GLP-Fraktion eine Photovolta-
ik-Pflicht auf Neubauten abge-
lehnt, machten sie sich diesmal
dafür stark, die Hürden für den
BauvonSolaranlagen inKernzo-
nen abzubauen. «Wir haben lo-
ckerereGesetzeaufBundes-und
Kantonsebene, aber die Richt-
linien der Denkmalpflege sind
entscheidend», sagte Saskia
Schenker (FDP), Urheberin des
Vorstosses. Die Vorlage des Re-
gierungsrats war den Bürgerli-
chen zuwenig liberal.

Obwohl sich einiges getan
hat, seit Schenker den Vorstoss
einreichte. Bisher bestand auf
93 Prozent der Dächer in Bau-
undLandwirtschaftszonenbloss
eine Meldepflicht für Solaranla-
gen.SeitApril sindPhotovoltaik-
anlagenauch ingeschütztenGe-
bietenausserhalbvonKernzonen
erlaubt –wobei sie bewilligungs-
pflichtigsind.Somitbleibenrund
drei Prozent der Dachflächen
aufgrundihrerkulturhistorischen
Bedeutunggeschützt.

Der«Ochsen»
inArlesheimalsExempel
Stephan Ackermann (Grüne)
sagte mit Blick auf die Zahlen:
«Wir haben im Baselbiet eine
liberale Haltung, nur wird sie
viel zuwenig genutzt. Beispiels-
weise in Pratteln sind erst 4,7
Prozent der Dächer belegt.»
AuchRegierungsratReberbat in
seinem langen Votum darum,
einen distanzierteren Blick auf

die Thematik zu werfen. «Wir
sollten versuchen, dort vor-
wärtszumachen, wo keine Hür-
den bestehen. Das wäre nicht
nur der schonende Weg, son-
dern auch der wirtschaftlichere
und effizientere.»

DieBürgerlichen stören sich
vor allem am Kriterium, eine
Solaranlage müsse «schlecht
einsehbar» sein, um Chancen
auf eine Bewilligung zu haben.
Etwa der Gasthof Ochsen in
Arlesheimkönnedeswegenkei-
ne Photovoltaikanlagen bauen,
erwähnte Saskia Schenker ein
konkretes Beispiel. Das Gebäu-
de ist nicht denkmalgeschützt,
steht aber ineinerKernzoneund
ist rundherumeinsehbar.

Die Bemühungen der Rats-
rechten, das Geschäft an den
Regierungsrat zurückzuschi-
cken, blieben ohne Erfolg. In

einer hauchdünnen Abstim-
mung setzte sich die Linke mit
42 zu 39 Stimmen durch und
schrieb die Vorlage ab.

UnheiligeAllianz
inderGeldfrage
Für weiteren Zündstoff sorgte
ein anderer Vorstoss zu Solar-
energie. «Dass ausgerechnet
von der SVP eine Forderung für
staatliche Regulierung kommt,
irritiert mich», sagte Andreas
Dürr (FDP) inRichtungHanspe-
terWeibel (SVP).Dieserwillmit
einerMotionbewirken,dassder
Regierungsrat künftigdenPreis
festlegt, der Privaten für einge-
speisten Solarstrom vergütet
wird. Die Einspeisevergütung
habe jenen Menschen, die in
Photovoltaik investierten, inden
letzten Jahren keine Sicherheit
gegeben, begründete Weibel

seinAnliegen.«DerMarkt exis-
tiert nicht, es ist ein Diktat für
viele», sagte er und kritisierte
die Konzessionen an Energie-
versorger, welche je nach Ge-
meinde den Strom abkaufen
und den Preis dafür festlegen.

WeibelerhieltUnterstützung
vonderSP:UrsKaufmannsagte,
die Energiekrise zeige nun, dass
dieFirmeneinengrossenFehler
gemachthätten.«DieVergütung
war ein Hohn gegenüber den
Leuten, die eine eigene Anlage
bauten.» Jene Firmen, die keine
Anreize gesetzt hätten,müssten
nundeutlichmehr teuren Strom
zukaufen.

Die Grünen mochten hin-
gegen nicht in den Applaus für
Weibel einstimmen. Erst vor
zwei Wochen habe er noch ge-
sagt, Solarenergie helfe, den
Blackout zubeschleunigen,warf

Peter Hartmann Weibel vor.
Hinzukamder formelleHaken,
den vor allem auch die FDP be-
mängelte:DadieEinspeiserück-
vergütungaufBundesebenege-
regelt ist, würde eineÄnderung
im kantonalen Energiegesetz
wirkungslos bleiben.

Zudem sind die Energiever-
sorger imBaselbietandersals im
KantonBasel-StadtkeineStaats-
betriebe, sondernalsprivatrecht-
liche Genossenschaften organi-
siert. Deshalb sei unklar, ob der
KantondenBetriebenüberhaupt
VorgabenfürdieRückliefertarife
machen könne, sagte Isaac Re-
ber. Er signalisierte jedoch gros-
seBereitschaft, dasGesprächzu
suchen.Weibel beharrte darauf,
die Motion nicht zum Postulat
umzuwandeln. Dennoch brach-
te die unheilige Allianz aus SP
undSVPdenVorstoss durch.

Wird Nothilfekurs für Sekschüler obligatorisch?
Der Landrat überweist eineMotion an die Regierung, doch zuständigwäre eigentlich der Baselbieter Bildungsrat.

Michael Nittnaus

Selten wurde ein Vorstoss von
derLandratsmehrheitalswichti-
ger eingestuft, denn: Es ging für
viele um nichts weniger als Le-
ben oder Tod. SVP-Landrätin
Anita Biedert verwies darauf,
dass inderSchweiz jährlichrund
8000 Menschen einen plötz-
lichen Herz-Kreislauf-Stillstand
erleiden.Gerettetwerdenkönn-
ten dabei nur sehrwenige. Dies,
da Wiederbelebungsmassnah-
men in den ersten drei bis fünf
Minuten ergriffen werden soll-
ten.FürBiedert ist klar:«Essind
Laien vor Ort, welche die Ret-
tungskette anführenmüssen.»

Der Ansatz der 69-jährigen
Lehrerin: Sie fordert perMotion,
dassaufderSekundarstufe Iund
II zwei Lektionen«Nothilfemit
SchwerpunktReanimation»pro

Jahr in die Stundentafel aufge-
nommen werden. Und Biedert
überzeugte die Landratsmehr-
heit: Mit 54 Ja- gegen 25-Nein-
Stimmen bei einer Enthaltung
wurde die Baselbieter Regie-
rung beauftragt, dies umzu-
setzen.

Überlebensrate imTessin
auchdankSchulenhöher
Vorreiterdieser Idee ist derKan-
tonTessin, der schonseit Jahren
Schülerinnen und Schüler im
8. und 9. Schuljahr in Nothilfe
ausbildet. Dies ergänzend zum
Netzwerk erwachsener First
Responder – also jener Perso-
nen, die als erste vor Ort Mass-
nahmenergreifenkönnen –, bei
dem der Kanton ebenfalls füh-
rend ist.DasResultat:DieÜber-
lebensquote nach einem Herz-
stillstand liegt imTessin je nach

Studie zwischen30und60Pro-
zent und damit wesentlich hö-
her als in der Restschweiz.

Dennoch war Biederts Mo-
tion umstritten, die Nein-Stim-
men verteilten sich über alle
Fraktionen. Auch der Regie-
rungsrat lehntedasAnliegenab.
Dies löste bei Biedert Emotio-
nen aus: «Ich bin erschüttert,
dass die Regierung dagegen ist.
Es geht schliesslich darum, Le-
ben zu retten.» Für Bildungs-
direktorin Monica Gschwind
sprachengleichmehrerePunkte
dagegen. Der Wichtigste: «Die
Erstellung der Lehrpläne und
Stundentafeln gehört gemäss
Bildungsgesetz in die Kompe-
tenz des Bildungsrates.»Dieser
beschliesse abschliessend, der
Landrat könne die Einführung
eines Nothilfekurses bloss als
Wunsch platzieren.

Gschwindgewährte auchgleich
Einblick in die Haltung des
Bildungsrates: Dieser überliess
esbis jetzt denSekundarschulen
und Gymnasien, autonom zu
entscheiden, ob und wie sie es
im regulärenUnterricht oder in
Projektwochen einbinden. Bie-
dert pocht aber auf einer ver-
pflichtenden Regelung. FDP-
Landrat und Bildungsratsmit-
glied Heinz Lerf konnte aber
nicht mehr sagen als: «Die
Wichtigkeit des Themas ist uns
sehr bewusst.»

Emotional wurde es auch,
weil quer durch die Fraktionen
Stimmen fragten, was denn für
die zwei Lektionen pro Jahr an-
deres aus der dicht kalkulierten
Stundentafel gestrichenwerden
solle. Gschwinds Fazit fällt er-
nüchternd aus: «Es ist wirklich
eine vertrackte Situation.»

Mathedefizit nicht
mehr mit Musik
kompensieren

Sekundarschule Es ist eine er-
nüchternde Tatsache: Zahl-
reichen Baselbieter Sekundar-
schülerinnen und Sekundar-
schülern der Niveaus E und P
gelingt der Sprung an eine wei-
terführendeSchulewieGymna-
sium oder FMS nicht, da sie an
den Promotionsbedingungen
scheitern. Für die Landräte und
Lehrer Jan Kirchmayr (SP) und
Anita Biedert (SVP) ist der
Grundklar:Während indeners-
ten beiden Sekundarjahren
Schwächen in Kernfächern wie
Mathematik,Deutsch,Englisch
oder Biologie mit Noten aus
dem Bereich Phil. III – Werken,
Musik, Sport – kompensiertwer-
den können, ist das für den
Übertritt an die nächste Stufe
nichtmehrmöglich.

Der Landrat überwies nun
zwei Postulate von Kirchmayr
und Biedert an die Regierung,
umdieLaufbahnverordnung zu
überarbeiten und neue Promo-
tionsmodelle zuevaluieren.Der
Kernauftrag dabei: Fächer der
Bereiche Phil. I und II sollen
schon ab der ersten Sek-Klasse
nichtmehrmitPhil. III kompen-
siert werden können. Welches
Modell dabei genauzurAnwen-
dung kommen soll, definierte
der Landrat nicht. Bildungs-
direktorinMonicaGschwindbe-
grüsste das Anliegen. Es sei be-
reits eine Arbeitsgruppe am
Themadran.Widerstandgabes
nur von wenigen Landrätinnen
undLandräten. Sie fürchtenum
dieBedeutungderkreativenFä-
cher, vor allemderMusik. (mn)

Nachrichten
Militärsporthalle geht als
Asylunterkunft inBetrieb

Liestal Im Frühling hat das
Staatssekretariat für Migration
die Dreifachsporthalle bei der
Kaserne für die allfällige Auf-
nahme von Asyl- und Schutz-
suchenden vorbereitet, aber
nicht nutzenmüssen. Nunwird
dieHalle ab dem 14. November
bis vorerst Ende Jahr mit 200
Plätzenwieder alsUnterkunft in
Betrieb genommen. (bz)

NachRücktritt: Gewerbler
wird neuerStadtrat

Laufen Der Nachfolger von
Simon Felix ist bekannt: Chris-
tian Hamann gehört neu dem
Stadtrat an. Felix hat im August
seinen Rücktritt mitgeteilt. Er
warmitderHaltungdesStadtrats
zum Spital Laufen nicht einver-
standen.NachdemkeinNachrü-
ckender die Wahl annehmen
wollte, kam es zur Ergänzungs-
wahl. Gewählt wurde Christian
Hamann, der im Stedtli einen
Coiffeursalonbetreibt. (bz)

Parteiloserwill
Gemeinderatwerden

Böckten Der imJahr 1962gebo-
rene René Soder stellt sich der
Gemeinderatsersatzwahl vom
27.November. Der Parteilose
will das vakant werdendeMan-
dat von Andreas Gerber erben,
der als Vizepräsident des Böck-
ter Gemeinderats seinen Rück-
tritt auf Ende dieses Jahres an-
gekündet hat. (bz)

Solaranlage auf dem Stabhof im historischen Stedtli von Liestal: Erlaubt, weil nicht einsehbar. Bild: BenjaminWieland (26. Juli 2022)

«Ichbinerschüttert,
dassdieRegierung
dagegen ist.Esgeht
schliesslichdarum,
Lebenzu retten.»

AnitaBiedert
SVP-Landrätin und Lehrerin

hpw
Rechteck

hpw
Hervorheben

hpw
Hervorheben

hpw
Hervorheben

hpw
Hervorheben


